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    Abkürzungen (Kratice)




     




    ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch




    Abs Absatz




    AG Aktiengesellschaft




    AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen




    AJPES Agencija Republike Slovenije za javnopravne evidence in storitve




    AktG Aktiengesetz




    Anm Anmerkung




    AR Aufsichtsrat




    ARGE Arbeitsgemeinschaft




    Art Artikel




    AVG Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz




    BGBl Bundesgesetzblatt




    B-VG Bundes-Verfassungsgesetz




    bzw beziehungsweise




    d.d. Delniška družba (Aktiengesellschaft)




    dh das heißt




    di das ist




    d.o.o. Družba z omejeno odgvornostjo (GmbH)




    ECG E-Commerce-Gesetz




    EFTA European Free Trade Association




    EG Europäische Gemeinschaft(en)




    EGKS Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl




    EMRK Europäische Menschenrechtskonvention




    EO Exekutionsordnung




    etc und andere




    EU Europäische Union




    EuGH Europäischer Gerichtshof




    EUGVVO Verordnung Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen




    EURATOM Europäische Atomgemeinschaft




    EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft




    EWR Europäischer Wirtschaftsraum




    FB Firmenbuch




    FBG Firmenbuchgesetz




    GASP Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik




    GesbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts




    GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung




    GmbHG Gesetz über die Gesellschaften mit beschränkter Haftung




    GWG Gesetz über die Wirtschaftsgesellschaften (slo)




    HGB Handelsgesetzbuch




    hL herrschende Lehre




    HV Hauptversammlung




    ICC International Chamber of Commerce




    idR in der Regel




    idF in der Fassung




    IO Insolvenzordnung




    JI Justiz und Inneres




    k.d.d. Komanditna delniška družba (Kommanditaktiengesellschaft)




    KESt Kapitalertragssteuer




    Kfz Kraftfahrzeug




    KG Kommanditgesellschaft




    km/h Kilometer in der Stunde




    KÖSt Körperschaftssteuer




    KSchG Konsumentenschutzgesetz




    leg.cit. legis citatæ




    LG Landesgericht




    LoI letter of intent




    MarkenschutzG Markenschutzgesetz




    MoU Memorandum of Understanding




    MRG Mietrechtsgesetz




    MuSchG Musterschutzgesetz




    NATO North Atlantic Treaty Organization




    NDA non disclosure agreement




    NGO non governmental organization




    Nr Nummer




    OG Offene Gesellschaft




    OGH Oberster Gerichtshof




    OHG Offene Handelsgesellschaft




    OLG Oberlandesgericht




    PatG Patentgesetz




    PJZS Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen




    PS Privatstiftung




    PSG Privatstiftungsgesetz




    RAO Rechtsanwaltsordnung




    RIS Rechtsinformationssystem




    RL Richtlinie




    SE societas europaea




    SigG Signaturgesetz




    sog. sogenannt(e)




    StGB Strafgesetzbuch




    StGG Staatsgrundgesetz




    StPO Strafprozessordnung




    TKG Telekommunikationsgesetz




    ua und andere/unter anderem




    UGB Unternehmensgesetzbuch




    UN United Nations




    UN-ICTY The (UN) International Criminal Tribunal for the Former Yugoslavia




    UN-KaufR/




    UNCITRAL Wiener Kaufrechtsübereinkommen




    UNO United Nations Organization




    UrhG Urheberrechtsgesetz




    USt Umsatzsteuergesetz




    uU unter Umständen




    UWG Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb




    VerwGesG Verwertungsgesellschaftengesetz




    VfGH Verfassungsgerichtshof




    VKI Verein für Konsumenteninformation




    VStG Verwaltungsstrafgesetz




    zB zum Beispiel




    ZPO Zivilprozessordnung


  




  

    Vorwort




     




    Der vorliegende Text wurde im Wesentlichen zur Unterstützung der Lehrtätigkeit der Verfasser im dreisemestrigen Universitätslehrgang „Strategisches Kooperationsmanagement“ im Rahmen des EU-Interreg IV. Projekts „Interregionales Kooperationsmanagement Kärnten/Koroška“ erarbeitet und als Kompendium für Studierende zusammengestellt.




    Der Band soll rechtliches Basiswissen über die zivil- beziehungsweise vertragsrechtlichen Grundlagen bei grenzüberschreitenden Kooperationen zwischen Unternehmen oder von Unternehmen mit öffentlichen Auftraggebern im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung für die Verhandlung und den Abschluss von Kooperationsverträgen verschiedenster Art vermitteln.




    Der Anwenderkreis ist auf fortgeschrittene Studentinnen sowie Studenten und/oder Praktiker ausgerichtet, wobei ein gewisses Grundlagenwissen in der Rechts- und Staatslehre vorausgesetzt werden darf. Zur Standortbestimmung werden einige wichtige Grundbegriffe – auch des EU-Rechts – wiederholt und kurz erörtert.




    Dieser Arbeitsbehelf will – jeweils für die österreichische und slowenische Rechtslage – zivilrechtliche Grundlagen mit dem Fokus auf vertragliche Vereinbarungen in ihren Grundzügen aufbereiten und behandeln. Er ist stofflich gegenüber benachbarten Materien, wie dem Finanz- und Steuerrecht oder dem öffentlichen Recht, vor allem gegenüber ökonomischen Themenbereichen, abgegrenzt.




    Vor dem Hintergrund der zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtung der südlichen Bundesländer Österreichs mit Handelspartnern aus Slowenien soll das Buch eine Lücke schließen und Anwendern einen praktikablen Überblick über die Rechtslage im Land des jeweiligen Vertragspartners bieten.




    Weitere Auflagen könnten, freilich bei entsprechender Nachfrage, auch die Rechtslage im Nachbarland Italien beleuchten. Übersetzungen in die slowenische und italienische Sprache sind angedacht.




     




    Klagenfurt, im März 2011




     




    Janko Ferk und Christof Pollak


  




  

    1 Grundlagen des Rechts (Pravne osnove)




    Zum Beginn einer unternehmens- und vertragsrechtlichen Betrachtung ist es unerlässlich, die Frage nach dem Ursprung und Geltungsgrund des „Rechts“ zu beleuchten. Was ist Recht? Was charakterisiert Recht und wer oder was setzt das Recht?




    1.1 Recht im objektiven und subjektiven Sinn (Pravo v objektivnem in v subjektivnem smislu)




    1.1.1 Objektives Recht (Objektivno pravo)




    „Das Recht“ bezeichnet abstrakt jede Regelung (und auch die Summe der Regeln), die der Ordnung des gesellschaftlichen Zusammenlebens dient.




    Recht im objektiven Sinn besteht aus Normen, die dem Einzelnen bestimmte Verhaltensmaßstäbe und -regeln auferlegen. Ziel des Rechts ist der Schutz der Gemeinschaft, aber auch der Schutz des Einzelnen, der darauf vertrauen darf, dass jeder andere Normunterworfene, so wie er selbst, die autoritativ staatlich gesatzten Normen achtet und befolgt.




    Anders als Sitte und Moral, die zweifelsohne auch Ordnungen darstellen, von denen durchaus faktische Macht ausgehen kann, ist das objektive Recht, von dem die Rechtswissenschaft spricht, normativ festgeschriebenes, in Gesetzen schriftlich vertyptes, so genanntes positives Recht.




    Anm: In Österreich findet der Rechtsanwender relativ leicht Zugang zum positiven Recht. Über die Internet-Plattform RIS (Rechtsinformationssystem des Bundeskanzleramts), www.ris.bka.gv.at, sind alle Bundes-, aber auch Landesgesetze sowie höchstgerichtliche Entscheidungen abrufbar.




    Recht im objektiven Sinn kann definiert werden als „die für eine Rechtsgemeinschaft verbindliche Ordnung des menschlichen Zusammenlebens, die unter der Anforderung der Gerechtigkeit steht und allenfalls mit Zwang durchgesetzt wird.“ (Koziol, Bürgerliches Recht Band I 12, S. 4.)




    Die Durchsetzung des Rechts erfolgt mit staatlich autorisiertem Zwang. So werden zivilgerichtliche Entscheidungen notfalls im Weg des Exekutionsrechts (zB Fahrnisexekution durch gerichtliche Pfändung und Verwertung von Gegenständen) vollzogen. Der Vollstreckung von Strafurteilen (Freiheits- und/oder Geldstrafen) widmet sich das Strafvollzugsgesetz.




    Recht im objektiven Sinn findet sich in den zivilisierten Gesellschaftsordnungen, so in den unterschiedlichsten, den diversen Rechtsmaterien zuzuordnenden Normenbereichen (öffentliches Recht, Privatrecht, Strafrecht etc.) wieder. Das Recht ist Gesetz und dort in so genannten Rechtssätzen (Tatbeständen) vertypt.




     




    Beispiel: § 75 StGB (Mord) lautet: „Wer einen anderen tötet, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.“




     




    Unter diesen gesetzlichen Tatbestand (= Normtext, der einen Lebenssachverhalt abstrakt vertypt) ist der realiter im Leben auftretende, konkrete Fall (Sachverhalt) zu unterstellen, juristisch formuliert, zu subsumieren. Diesen Vorgang, nämlich die Unterstellung eines konkreten Lebenssachverhalts unter die Merkmale eines gesetzlichen Tatbestandes nennt man Subsumtion.




    Wenn also A seinem Kontrahenten B mit einem gezielten Pistolenschuss in die Brust das Leben aushaucht, so ist – zumindest in objektiver Hinsicht subsumiert – der Tatbestand des § 75 StGB erfüllt.




     




     




    1.1.2 Subjektives Recht (Subjektivno pravo)




    Recht im subjektiven Sinn hingegen bezeichnet die dem Einzelnen aufgrund des Rechts im objektiven Sinn konkret zustehenden, subjektiven Rechte.




     




    § 1295 Abs 1 1. Halbsatz ABGB lautet: „Jedermann ist berechtigt, von dem Beschädiger den Ersatz des Schadens, welchen dieser ihm aus Verschulden zugefügt hat, zu fordern; […].“




     




    Dieser abstrakte Tatbestand der allgemeinen zivilrechtlichen Schadenersatznorm (objektives Recht) ist im obigen Beispiel (in Verbindung mit § 1327 ABGB, der auch den unterhaltsberechtigten Angehörigen einer getöteten Person das Recht auf Schadenersatz einräumt) wiederum subsumtionsfähig: Die Angehörigen des B, der durch A ermordet wurde, sind also konkret subjektiv berechtigt von A (angemessenen) Schadenersatz zu fordern. Sie üben dadurch die ihnen aufgrund der Rechtsordnung zustehenden subjektiven Rechte aus.




    Man unterscheidet auch subjektive private Rechte (zB Recht auf Schadenersatz) und subjektive öffentliche Rechte (Recht des Einzelnen auf staatliches Handeln, zB auf Erteilung einer Baubewilligung).




    1.2. Die Auslegung des Rechts und der Gesetze (Interpretacija prava in zakonov)




    Gesetze und andere allgemein gültige rechtliche Normen (Verordnungen, Erlässe etc.) beinhalten sehr viele unbestimmte Gesetzesbegriffe, deren Sinn und Inhalt nicht immer durch explizite Definitionsvorgaben des Gesetzgebers (Legaldefinitionen zB § 938 ABGB – Schenkungsvertrag), sondern oft erst durch Auslegung der Rechtsanwender zu interpretieren ist.




    Jede Auslegung beginnt bei der Erforschung des äußersten Wortsinns der der jeweiligen Norm noch unterstellt werden kann:




    Der Rechtssatz des § 75 StGB, „Wer einen anderen tötet […]“, könnte beispielsweise in der Interpretation des äußersten Wortsinns auch noch dahin ausgelegt werden, dass als der „andere“ auch ein Tier, beispielsweise ein Hund, verstanden werden könnte.




    Da der Gesetzgeber im ersten Abschnitt des besonderen Teils des österreichischen Strafgesetzbuchs jedoch ausschließlich „strafbare Handlungen gegen Leib und Leben“ von Menschen geregelt hat, Tierquälerei hingegen in § 222 StGB, sohin im elften Abschnitt des StGB, ist die äußerste Grenze der möglichen Wortinterpretation leicht zu erkennen: Allein aus dem Bedeutungszusammenhang und der Gesetzessystematik (beides weitere Interpretationsansätze) ergibt sich, dass mit dem „anderen“ nur ein Mensch gemeint sein kann.




    Andere Interpretationsmöglichkeiten sind die subjektive Auslegung anhand der historischen Interpretation, die nach dem Willen des geschichtlichen Gesetzgebers (Materialien) sucht. In Österreich sind auch diese Gesetzesmaterialien (Regierungsvorlagen, Ministerialentwürfe, Stellungnahmen) relativ einfach über Server des Parlaments unter der Internetadresse www.parlinkom.gv.at, aufgelistet zu den jeweiligen Gesetzgebungsperioden, zu finden. Schließlich zu erwähnen ist die Möglichkeit der objektiv-teleologischen Interpretationsvariante, die nach dem Zweck der Regelung (ebenfalls Materialien) selbst fragt.




     




    Ist ein Sachverhalt auch nicht mit Hilfe von Interpretationsmöglichkeiten lösbar, so muss gefragt werden, ob eine Gesetzeslücke (das ist eine planwidrige Unvollständigkeit innerhalb des positiven Rechts) vorliegt. Gesetzeslücken sind durch Lückenfüllung im Weg der Gesetzes- oder Rechtsanalogie (Schluss von einem ähnlichen Fall auf den konkreten; beachte aber: im materiellen Strafrecht gibt es ein Analogieverbot), des Umkehrschlusses (argumentum e contrario) oder des Größenschlusses (argumentum a maiori ad minus) schließlich durch Heranziehung der natürlichen Rechtsgrundsätze, über die selbstverständlich wieder die Grundsätze der Moral und Sitte in das positive Recht Einzug finden, interpretationsfähig.




    Auf diese Weise können nicht nur unvollständige Gesetze, sondern auch überschießende Gesetze „geheilt“ werden, da letztere durch eine so genannte geltungserhaltende Reduktion auf jenen Sinngehalt zurück geführt werden können, der mit den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, mit dem Zweck des Gesetzes und anderer Gesetze (Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung) gerade noch vereinbar ist. So wird etwa die allgemeine Schadenersatznorm des § 1295 ABGB eingeschränkt interpretiert, da sonst nicht nur unmittelbare, sondern auch mittelbare Schäden ersetzt werden müssten, was in vielen Fällen zu einer Ausuferung der Schadenersatzpflicht und somit zu einer Verhinderung jeder Wirtschaftstätigkeit führen würde.




     




    Anm: Die vorgenannten Prinzipien der Erforschung des Wortsinns des Vertrags und des Willens der Parteien sind auch auf die Auslegung von Verträgen und deren Inhalte anzuwenden (§ 914 ABGB).




     




    § 879 ABGB bestimmt, dass Verträge unter bestimmten Voraussetzungen, nämlich, wenn sie gegen bestimmte ausdrückliche Verbote des § 879 ABGB verstoßen oder sittenwidrig sind, nichtig, das heißt, unwirksam sind.




     




    Anm: Verträge sind schriftliche Zeugnisse über in der Regel mündlich stattgefundene Vertragsverhandlungen und geben den oft stark kompromissbehafteten Vereinbarungsinhalt, der einer (nach oft vielen Verhandlungsrunden in Klauseln formulierten) Parteienübereinkunft entspricht, wieder. Sie können daher grundsätzlich sehr stark von Nichtigkeitsproblematiken betroffen sein. Eine relativ sichere Möglichkeit, einen von der Nichtigkeitssanktion des § 879 ABGB bedrohten Vertrag nicht gänzlich nichtig werden zu lassen, liegt in der Aufnahme einer so genannten „Salvatorischen Vertragsklausel“. Diese bewirkt eine Heilbarkeit des ansonsten nichtigen Vertrags.




     




     




     




    Beispiel: Salvatorische Klausel eines Vertrags.




     




    „Für den Fall, dass einzelne Bestimmungen dieses Vertrags, oder der aufgrund dieses Vertrags geschlossenen Ausführungsverträge nichtig, undurchführbar oder unwirksam sind oder werden sollten, berührt dies die Gültigkeit, Durchführbarkeit und Wirksamkeit dieses Vertrags sowie der auf seiner Basis geschlossenen Ausführungsverträge und der übrigen wirksamen Bestimmungen nicht. Die nichtigen, undurchführbaren oder unwirksamen Bestimmungen werden nach der Verkehrssitte und dem hypothetischen Willen der Vertragsteile, welcher sich insbesondere aus der Geschäftsbeziehung und aus der Natur des Geschäfts ergibt, in rechtsgültige, wirksame und durchführbare Bestimmungen umgedeutet und interpretiert.“




     




    Anm: Der hypothetische Parteiwille kann ebenfalls aus dem Vertrag, etwa aus der Absichtsdefinition in einer Präambel, interpretativ ermittelt werden.




    1.3 Der Stufenbau der Rechtsordnung (Stopnjasta zgradba pravnega reda)




    Die österreichische Rechtsordnung setzt sich aus Normen unterschiedlichster Art und unterschiedlichen Gewichts zusammen.




     




    Der folgende Überblick soll eine Standortbestimmung und damit die Möglichkeit der leichteren Identifizierung des Geltungsvorrangs verschiedenster Normen untereinander ermöglichen:




    

      

        

        

      



      

        

          	

            Geltungsvorrang vor dem nationalen Recht


          



          	

            EU-Recht


          

        




        

          	

             


          



          	

            primäres Gemeinschaftsrecht


          

        




        

          	

             


          



          	

            sekundäres Gemeinschaftsrecht




             


          

        




        

          	

            Stufenbau der österreichischen Rechtsordnung


          



          	

            nationales österreichisches Recht


          

        




        

          	

             


          



          	

            leitende Prinzipien des Bundesverfassungsrechts


          

        




        

          	

             


          



          	

            einfaches Bundesverfassungsrecht


          

        




        

          	

             


          



          	

            einfache Bundesgesetze und Landesgesetze


          

        




        

          	

             


          



          	

            Verordnungen




            individuelle Rechtsakte


          

        




        

          	

             


          



          	

            Bescheid, Urteil, Beschluss


          

        


      

    




    




     




    Bei Kollision (Widerspruch) zweier Normen untereinander gelten die Grundsätze, dass




    1. jede Norm niederer Ordnung keiner Norm höherer Ordnung widersprechen darf;




    2. bei gleichrangigen Normen




    a. die zeitlich spätere Norm, die zeitlich frühere verdrängt;




    b. die speziellere Norm vor der generelleren Norm Anwendung findet.




     




     




    1.3.1 Das Völkerrecht (Mednarodno pravo)




    Staaten, Staatengemeinschaften, aber auch einzelne Länder sind Völkerrechtssubjekte und können mit anderen Völkerrechtssubjekten bilaterale, aber auch multilaterale Vereinbarungen schließen. Diese Verträge wirken überstaatlich, da sie nicht auf unmittelbarer staatlicher oder zwischenstaatlicher Rechtssetzung, sondern eben auf völkerrechtlicher Vereinbarung beruhen.




    Solche Vereinbarungen dienen der Friedenserhaltung (zB UNO) oder militärischer Unterstützung (zB NATO), aber auch der Schaffung von einheitlichen Konventionen (Beispiele: Europäische Menschenrechtskonvention – EMRK, Genfer Flüchtlingskonvention – siehe www.unhcr.at) sowie auch der Schaffung von einheitlichem Steuerrecht (zB österreichische Doppelbesteuerungsabkommen – siehe www.bmf.gv.at) und Freihandelszonen (zB EFTA).




    Viele Völkerrechtsvereinbarungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit im innerstaatlichen Bereich einer nationalen Umsetzung oder sog. Ratifizierung. In Österreich wird zu diesem Zweck durch den Nationalrat per Gesetz der Abschluss des betreffenden Staatsvertrags genehmigt.




    Wesentlichste Durchsetzungsmedien sind die UNO und die Organe der UN-Charta (zB Generalversammlung, UN-Sicherheitsrat, Internationaler Gerichtshof in Den Haag).




    Die Durchsetzbarkeit von völkerrechtlichen Vereinbarungen leidet im internationalen Umfeld vor allem an wirksamen Maßnahmen und Sanktionen. Als solche sind anzuführen: Empfehlungen, Embargos, Blockaden oder gar kriegerische Maßnahmen. Letztere haben ultima-ratio-Funktion.




    Internationale völkerrechtliche Institutionen sind zB der internationale Gerichtshof in Den Haag (zuständig für völkerrechtliche Streitigkeiten der Mitgliedsstaaten), der internationale Strafgerichtshof in Den Haag, www.icc-cpi.int (zuständig für Verbrechen gegen die Menschlichkeit, zB Völkermord), UN-Kriegsverbrechertribunale (UN-ICTY, www.icty.org), der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg www.echr.coe.int/echr/, der UN-Menschenrechtsrat www2.ohchr.org).




    Probleme in der Umsetzung von völkerrechtlichen Verträgen entstehen aber auch bei der innerstaatlichen Durchsetzbarkeit (zB Rechte der slowenischen Volksgruppe in Kärnten).




     




    Exkurs: Rechte der Volksgruppen in Österreich




     




    Dem rechtlichen Schutz der österreichischen Volksgruppen dient nicht nur der allgemein bekannte Artikel 7 des Staatsvertrags von Wien aus dem Jahr 1955, sondern eine Reihe anderer Gesetze im Verfassungsrang.




    Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen und demokratischen Österreich, BGBl. Nr. 152/1955 idF: BGBl. III Nr. 179/2002 (DFB): (Quelle: http://www.ris.bka.gv.at, 9.10.2007)




     




    Artikel 7. Rechte der slowenischen und kroatischen Minderheiten:




    1. Österreichische Staatsangehörige der slowenischen und kroatischen Minderheiten in Kärnten, Burgenland und Steiermark genießen dieselben Rechte auf Grund gleicher Bedingungen wie alle anderen österreichischen Staatsangehörigen einschließlich des Rechtes auf ihre eigenen Organisationen, Versammlungen und Presse in ihrer eigenen Sprache.




    2. Sie haben Anspruch auf Elementarunterricht in slowenischer oder kroatischer Sprache und auf eine verhältnismäßige Anzahl eigener Mittelschulen; in diesem Zusammenhang werden Schullehrpläne überprüft und eine Abteilung der Schulaufsichtsbehörde wird für slowenische und kroatische Schulen errichtet werden.




    3. In den Verwaltungs- und Gerichtsbezirken Kärntens, des Burgenlandes und der Steiermark mit slowenischer, kroatischer oder gemischter Bevölkerung wird die slowenische oder kroatische Sprache zusätzlich zum Deutschen als Amtssprache zugelassen. In solchen Bezirken werden die Bezeichnungen und Aufschriften topographischer Natur sowohl in slowenischer oder kroatischer Sprache wie in Deutsch verfasst.




    4. Österreichische Staatsangehörige der slowenischen und kroatischen Minderheiten in Kärnten, Burgenland und Steiermark nehmen an den kulturellen, Verwaltungs- und Gerichtseinrichtungen in diesen Gebieten auf Grund gleicher Bedingungen wie andere österreichische Staatsangehörige teil.




    5. Die Tätigkeit von Organisationen, die darauf abzielen, der kroatischen oder slowenischen Bevölkerung ihre Eigenschaft und ihre Rechte als Minderheit zu nehmen, ist zu verbieten.




     




    Neben der Staatsvertragsnorm finden sich Minderheitenschutzbestimmungen im Staatsgrundgesetz vom 21.12.1867 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, in der Europäischen Menschenrechtskonvention und im Volksgruppengesetz, das nicht im Verfassungsrang steht.




     




     




    1.3.2 Das Europarecht (Evropsko pravo)




    Für alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union gilt der so genannte Geltungsvorrang des europäischen Gemeinschaftsrechts vor nationalem, innerstaatlichem Recht.




     




    Unterscheide:




    

      	
• EWG (Europäische Wirtschaftsgemeinschaft = erste europäische Wirtschaftsgemeinschaft bis 1992);




      	
• EG (Europäische Gemeinschaft) = Nachfolgerin der EWG




      	
• EU = Europäische Union, Nachfolgerin der EG seit 1993 (Maastricht)




      	
• EWR = Europäischer Wirtschaftsraum (EU + Island, Fürstentum Liechtenstein und Norwegen).


    




     




    Der Geltungsvorrang bedeutet, dass im Fall der Kollision einer europarechtlichen mit einer innerstaatlichen Norm, die innerstaatliche Norm als nachrangig anzusehen, von den österreichischen Gerichten und Behörden nicht anzuwenden und der europäischen Norm somit der Anwendungsvorrang zu geben ist.




    Als europarechtliche Rechtsquellen kommen in Betracht:




    1. europäisches Primärrecht (Rechtssetzungsakte der 3 Säulen);




    2. sekundäres Gemeinschaftsrecht (Richtlinien und Verordnungen).




     




    1.2.3.1. Zum Primärrecht (O primarnem pravu)




    Die Europäische Union wird in so genannte drei Säulen gegliedert, deren einzelne Rechtsakte wiederum das primäre Unionsrecht darstellen. Es sind dies:




    Die 1. Säule:




    

      	
• Europäische Gemeinschaft (EG früher EWG)





      	
• Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS seit 2002 ausgelaufen)





      	
• Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM)



    




    Die 2. Säule:




    

      	
• Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)



    




    Die 3. Säule:




    

      	
• Justiz und Inneres (JI); Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS)



    




     




    Das primäre Gemeinschaftsrecht hat supranationalen Rechtscharakter, steht also über nationalem Recht und ergänzt bzw. ersetzt völkerrechtliche Vereinbarungen von EU-Mitgliedern untereinander.




    Das primäre Gemeinschaftsrecht stellt das so genannte Verfassungsrecht der Gemeinschaft dar. Die Gründungsakte (EGKS-Vertrag, EWG-Vertrag und EAG-Vertrag) samt Änderungen und Ergänzungen werden fortlaufend im Rahmen von europarechtlichen Konferenzen (Verträge von Maastricht 1992, Amsterdam 1997, Nizza 2001, Lissabon 2007) ergänzt.




     




    1.3.2.2 Zum Sekundärrecht (O sekundarnem pravu)




    Als Sekundärrecht bezeichnet man das vom Primärrecht abgeleitete Recht. Es sind dies durch die Organe der europäischen Union (Europäisches Parlament, Rat der EU) erlassene Rechtsakte (nach dem Grad der Verbindlichkeit gegliedert):




    a) Verordnung




    b) Richtlinie




    c) Beschlüsse




    d) Empfehlungen und Stellungnahmen




    EU-Verordnungen sind allgemeine Regelungen mit unmittelbarer innerstaatlicher Geltung. Die europäische Verordnung entspricht innerstaatlichen Gesetzen und ist unmittelbar und ohne weitere Umsetzung in den Gemeinschaftsstaaten anwendbar. Gerichte haben die Verordnung unmittelbar anzuwenden. Bei der Auslegung können sie auch den EuGH anrufen und ihm die Frage vorlegen, ob die Lösung des konkreten Rechtsproblems im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht steht (Vorabentscheidungsverfahren).




    EU- Richtlinien sind allgemeine Regelungen, die von den Mitgliedstaaten innerhalb einer bestimmten Frist in innerstaatliches Recht umzusetzen sind. Werden Richtlinien nicht oder nicht fristgerecht umgesetzt, so entfalten sie kraft der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) direkte und unmittelbare Wirksamkeit. Gerichte und Behörden haben sie dann gleich wie eine Verordnung unmittelbar anzuwenden. Dazu muss die Richtlinienbestimmung jedoch inhaltlich so genau und konkret gefasst sein, dass sie sich zu einer unmittelbaren Anwendung eignet und eine unmittelbare Verpflichtung für den Einzelnen beinhaltet (vgl. EuGH in Francovich vom 19.11.1991).




     




    Beispiele für EU Richtlinien sind: Urheberrechtsrichtlinie 2001/29/EG; Fernabsatz-Richtlinie 97/7/EG; Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG; Produkthaftungsrichtlinie 85/374/EWG mit Änderung 99/34/EG; Schutz des geistigen Eigentums 2004/48/EG und andere.




     




    Anm: EU-Richtlinien entfalten im Verhältnis zwischen Privatpersonen niemals bindende horizontale und direkte Wirkungen. Im Fall des Umsetzungsverzugs gewähren sie lediglich subjektive öffentliche Rechte gegenüber dem Staat. (Reine Staatshaftung mit Schadenersatzanspruch gegenüber dem säumigen Gesetzgeber.)




     




    Beschlüsse und Empfehlungen und Stellungnahmen sind nur für die konkret darin bezeichneten Adressaten (in der Regel Mitgliedsstaaten) verbindlich und entfalten keine subjektiven Rechte für die Normunterworfenen.




     




     




    1.3.3 Nationales (innerstaatliches) Recht (Državno pravo)




    Das österreichische Rechtssystem unterscheidet einerseits zwischen öffentlichem Recht und privatem Recht, andererseits zwischen materiellem Recht und formellem Recht. Schließlich wird unterschieden zwischen zwingendem Recht (ius cogens) und dispositivem, nachgiebigem Recht, das durch Parteienvereinbarung abbedungen werden kann.




    Zum öffentlichen Recht zählen das österreichische Verfassungsrecht (B-VG, StGG, EMRK, etc.), das österreichische Verwaltungsrecht (Gewerbeordnung, AVG, Umweltgesetze, etc.), das österreichische Strafrecht (StGB, Nebengesetze, Finanzstrafgesetz, und andere) sowie das formelle Recht (Recht der Prozessordnungen: ZPO, StPO, AVG, VStG, etc.).




    Zum Privatrecht wiederum zählen das bürgerliche Recht (ABGB) und alle Nebengesetze (KSchG, MRG, etc.), das Handels- und Gesellschaftsrecht (UGB, GmbHG, AktG, Urheberrechtsgesetz, etc.) und andere Normen.




     




     




    1.3.4 Internationales (Privat-) Recht (Mednarodno [zasebno] pravo)




    Im internationalen Rechtsverkehr entstehen täglich mannigfaltige Kooperationen, Verträge zwischen Partnern des Geschäftslebens aus unterschiedlichen Staaten und unterschiedlichen Normensystemen. Es ist daher unerlässlich, Regelungen zu schaffen, die Aufschluss darüber geben sollen, welchem materiellen oder formellen Recht der jeweils geschlossene Vertrag unterliegen soll.
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